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zenten auf das Rheinisch-Westfälische Kohlensyndikat (RWKS), das bald fast 
alle Zechen zusammenfasste. So wurde mangelnde technische Kompetenz durch 
kaufmännische Wagnis reduktion kompensiert. Für die Syndikateure wurde nun 
Kohle nach festen Standards und Preisen verkauft; die Konkurrenten aus Eng­
land oder Sachsen konnten weiträumig aus Deutschland hinausgedrängt werden. 
Die Abnehmer, und das waren vor allem die Stahlproduzenten, mussten sich 
beugen oder - und das war nun schnell die Regel - kauften sich ihrerseits pas­
sende Zechen für ihre Produktion. So ganz nebenbei erhöhte diese Zusammen­
fassung die Verhandlungsmacht mit den staatlichen Behörden: Eisenbahntarife 
und Kanalgebühren sanken. Nach 1900 entstand eine große Zahl von Großze­
chen mit neuen Abbauverfahren, elektrisch betriebener Lastenförderung und 
viel größeren Abbaufronten vor der Kohle, die die Steiger nun besser übersehen 
konnten. Während sich viele Stahlwerke Zechen zulegten, gelang nur wenigen 
Zechen die Angliederung von Eisenhüttenbetrieben, hier vor allem der Gelsen­
kirchener Bergwerks-AG (GBAG). Versuche des preußischen Staates, nach 
1904/05 mit eigenen Zechen wie der Hibernia eine weitere Konkurrenz aufzu­
machen, schlugen bis in den Ersten Weltkrieg hinein fehl, so mächtig waren die 
Interessenten des Kartells. 

Ein wesentlich spektakuläreres Wachstum als die Zechen erleben die Eisen­
und Stahlbetriebe. Die als Einzelbetriebe gegründeten Unternehmungen für Roh­
eisen, Stahl, Guss, Walzen usw. wuchsen im ersten Jahrzehnt des 20. Jh.s aus ver­
schiedenen Gründen durch Zusammenlegungen bald zu Riesenbetrieben heran. 
Wirtschaftspolitisch war diese Entwicklung ebenso wenig erfreulich wie bei der 
Kohle: Jedes Kartell nahm Produkte, die eigentlich über einen breiten Markt ge­
handelt werden sollten, aus diesem Markt heraus und stärkte die Stellung der 
Kartellinhaber. Konflikte zwischen der heranwachsenden Elektroindustrie und 
der Chemie waren die notwendige Folge. Diese Marktferne der Großbetriebe 
sollte sich sowohl in den 1920er wie auch in 1970er Jahren als großes Hindernis 
bei der Anpassung an veränderte Rahmenbedingungen erweisen. 

Das rasche, ganz unorganische Wachstum der Großindustrie drängte aber 
auch auf eine Lösung der sozialen Frage. Die liberalen Parlamente hatten in den 
50er und 60er Jahren für soziale Probleme wie Krankheit und Unfall auf private 
Versicherungen verwiesen. Bismarck, der nach 1871 die das Reich wirtschaftlich 
stützenden Großbetriebe nicht zu Brutstätten monarchie gefährdender Bestre­
bungen werden lassen wollte, entwickelte, angeregt u. a. von Louis Baare und 
dem Bochumer Verein im Ruhrgebiet, seine vom Reichstag noch abgeänderten 
Vorstellungen zur Unfall- (1884), Kranken- (1885) und Rentenversicherung 
(1889). Sie wurden als "staatlicher Sozialismus" apostrophiert und stellten erst 
nach langen Jahren einer wachsenden Beteiligung der Beschäftigten ein gesell­
schaftspolitisch akzeptiertes Programm dar. 

Anders als die Schwerindustrie der ersten Phase, die sich der "konstitutionel­
len Fabrik" grundsätzlich verweigerte und kaum Mitwirkungsrechte für ihre 
wenig ausgebildeten Beschäftigten zulassen wollte, standen die modernen In­
dustrien der zweiten Phase, Elektrotechnik und Chemie, Bemühungen um tarif­
vertragliche Regelungen offener gegenüber; doch waren diese Industriezweige 
zunächst über viele Jahre hindurch im Ruhrgebiet nicht vertreten und konnten 
hier auch nicht charakteristisch für den zweiten Strukturwandel werden. 

Die Schwerindustrie hat sich auch insgesamt nur langsam der Technik- und 
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Naturwissenschaften als Rationalisierungsinstrument bedient. Zwar häuften 
sich gerade im Rheinland um Düsseldorf und Köln die großen Vermögen der 
ersten und zweiten Industriellen-Generation an und bestand hier um 1900 eine 
erhebliche Bereitschaft, nach amerikanischem Vorbild wissenschaftliche For­
schungslaboratorien zu stiften, aber die noch stärker in militärischen Kategorien 
argumentierende Schwerindustrie hielt sich dabei zurück; sie konnte aber nach 
der Errichtung der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft 1910 und ihrer Institute im­
merhin 1913 mit dem Institut für Kohlenforschung in Mülheim/Ruhr das erste 
außerhalb Berlins durchsetzen. Das zweite in der Region, das Institut für Eisen­
forschung, wurde 1917 in Düsseldorf, dem Schreibtisch des Ruhrgebietes, aber 
eben nicht in Aachen gegründet. 

Die großen Gewinne in den letzten beiden Jahrzehnten des Kaiserreichs ha­
ben das kulturelle Leben in den Kommunen durch Einrichtung von Kunst­
sammlungen - so kaufte Essen die Hagener Folkwang-Sammlung von K. E. 
Osthaus - oder Gründung von Theatern angeregt; dennoch blieb die auf Bil­
dung bedachte Mittelschicht schmal im Vergleich zu Leipzig, Hamburg, Frank­
furt usw. Auch wurden durch Künstler und Intellektuelle erste Ansätze einer 
Kritik an dem hemmungslosen und riesigen Landschaftsverbrauch der Großbe­
triebe und deren geringem Interesse an der Pflege dieser Landschaft wie auch am 
Umgang mit Luft und Wasser artikuliert, sie blieben freilich angesichts durch­
gängiger 12-Stunden-Schichten in der Schwerindustrie noch ohne besondere 
Resonanz. Die Mauern der Großbetriebe trennten nahezu hermetisch die Berei­
che von Arbeit und Nicht-Arbeit. Allerdings konnten Politik und Wirtschaft 
großräumige und für die Wirtschaft nützliche Infrastrukturprojekte etwa bei 
Frisch- und Abwasser entwickeln, die langfristig auch für die Bevölkerung ein­
wandfreie sanitäre Verhältnisse herstellten. 

Der zweite Strukturwandel um 1900-1920 

Der ökonomische Boom des ersten Jahrzehnts im 20. Jh. wurde durch neue an­
schlussfähige technische Systeme noch verstärkt und leitete einen zweiten Struk­
turwandel ein. Nach der Entwicklung der ersten Koksöfen, die ab 1900 Über­
schussgas produzieren konnten, hatte man diese Energie für Großgasmaschinen 
verwendet und damit Generatoren für elektrischen Strom angetrieben, deren 
Entwicklung außerhalb des Ruhrgebiets ihren Anfang nahm. Bald wurde es 
auch durch große Rohrleitungsnetze an kommunale Verteiler und Verbraucher 
weitergegeben wie Thyssengas 1910 und Stinnesgas. Es ist nicht überraschend, 
dass in der Konkurrenz zu den Elektrizitäts-Werken auch das Rheinisch-West­
fälische Kohle-Syndikat 1926 auf die Gründung der heute mächtigsten Gasge­
sellschaft, der Ruhrgas, drängte. Auch die in den 1920er Jahren populäre Idee 
des Wärmeverbundes durch Rohrleitungen setzte sich dann fort in der Vernet­
zung der Werke für Rohmaterialien und schuf günstige Produktionsbedingun­
gen, bremste aber auch ein Ausbrechen in den Wettbewerb. 

Die Entfaltung elektrischer Netze haben die wachsamen Stahlführer Stinnes 
und Thyssen nach amerikanischem Vorbild maßgeblich vorangetrieben. August 
Thyssen und Hugo Stinnes erwarben als äußerst erfolgreiche Stahlfabrikanten in 
der Elektrokrise 1901/02 die Mehrheit beim Rheinisch-Westfälischen Elektrizi-
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tätswerk, das seitdem und vor allem in der Zeit der Weimarer Republik eine sehr 
expansive Politik der Elektrifizierung des nord- und südwestlichen Deutschland 
betrieb bis hinunter zu den Wasserreservoirs der Alpen. Entscheidend wurde, 
dass die potenziellen Konsumenten, die Gemeinden, ihr Bodenüberleitungsrecht 
für einen möglichst langen Zeitraum an die Lieferanten verpachteten. Aus der 
dann bestehenden Möglichkeit eines Versorgungsmonopols haben die Energie­
lieferanten große Gewinne ziehen können; die Gemeinden ihrerseits errichteten 
nun Betriebe, mit denen sie ihren Munizipialsozialismus aufbauten. 

Das Verbundsystem blieb aber fest in den Händen der Großindustriellen, die 
gemeinsam mit den Kommunen das System ausdifferenzierten. Für den Nutzer 
gab es keine Wahl, Wettbewerb fand nur zwischen den Versorgungsgebieten 
statt, nicht zwischen Anbietern und Konsumenten - erneut ein strukturelles 
Defizit. 

Letztlich beendeten 1908 und 1927 Demarkationsverträge auch den Wettbe­
werb der Elektrizitätsanbieter in Deutschland. Die Stromerzeuger fungierten bis 
1999 nach innen als Monopolisten, bis die Kartellrechtsnovelle von 1980 nur 
noch zwanzigjährige Laufzeiten für solche Bindungsverträge der Gemeinden 
zuließ. Solange hielt sich im Ruhrgebiet aber auch eine Mentalität, in solch ge­
schützten Groß-Betrieben das Überleben sichern zu können, also auch unter 
Nutzung der Technologien der zweiten Phase. 

Eine zweite Kategorie des Wandels um die Wende zum 20. Jh. möchte ich er­
wähnen, weil sie sich auf einer höheren Ebene etablierte: die stärkere räumliche 
Planung. Einmal handelte es sich um die Fortführung der Gesundheitsplanung; 
dann aber ging es auch um die technische Planung der Infrastrukturen. Die Rie­
senbetriebe hatten den Weg gewiesen: 

Der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (SVR) war 1920 ins Leben gerufen 
worden, weil er nach Ausfall der Kohlengewinnung in Oberschlesien nun 
150000 Bergarbeiter im Ruhrgebiet ansiedeln sollte. Der SVR erwarb Pla­
nungshoheit für die Grüngürtel und für den Müll. Zusammen mit dem für die 
Trinkwassergewinnung zuständigen Ruhrverband und der für die Abwasser­
entsorgung gegründeten Emscher-Genossenschaft stellte er als frühestes Bei­
spiel eines kommunalen Zweckverbandes eine wichtige überregionale Koordi­
nierungsinstanz für die Planung dar. Als sich nach 1925 die Kommunen in der 
Suche nach einer moderneren Verkehrs infrastruktur im Revier zerstritten, 
zeigte sich, dass auf diesem Gebiet eine Kompetenz für den SVR fehlte. Die Be­
schleunigung des Nahverkehrs ist deshalb erst ein halbes Jahrhundert später 
durch ein S- und U-Bahn-System angegangen worden und bedarf weiterhin 
massiver Stützung. 

Weitere Beispiele industrieller "Planungen" neben der Wärmewirtschaft wa­
ren das "Deutsche Institut für technische Arbeitsschulung" (DINTA) 1925 für 
eine unternehmenskontrollierte Lehrlingsausbildung und das "Rationalisie­
rungskuratorium für Wirtschaftlichkeit" (RKW) 1921 für die Rationalisierung 
des betrieblichen Ablaufs. Außerdem versuchte die Schwerindustrie, ihre als 
verzettelt verstandenen Kräfte zu sammeln. Dieses Bemühen wurde deutlich in 
der von Hugo Stinnes, Fritz Thyssen und der Gelsenkirchener Bergwerk AG 
1926 gegründeten "Vereinigte Stahlwerke AG", die sowohl eine nationale Stär­
kung wie auch Abwehr der Ansprüche der Chemie bzw. der seit 1926 arbeiten­
den IG Farben anstrebte, die aber weder die zusammengefassten Betriebe den 
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Kartellen entzog noch etwa bedeutende Kapazitäten abbaute, auch wenn 
Reckendrees von solchen Reduktionen spricht. Ein eindrucksvolles Industrie­
denkmal dieser Rationalisierungsversuche im Bergbau, der vor Ort die Abbau­
punkte massiv zusammenlegte, die Elektrifizierung vorantrieb und einen mecha­
nisierten Transportfluss der Kohle von unter bis über Tage installierte, ist die 
heute als Welt-UNESCO-Erbe erhaltene Zeche Zollverein in Essen. 

Der Bedeutungsgewinn des Ruhrgebietes, das seinen Anteil an der deutschen 
Stahl gewinnung von 43 % 1918 auf 70 % 1943 steigerte, trug aber auch zu einer 
geringen U mstellungs- bzw. Diversifikationsbereitschaft bei, auch wenn nach 
1920 Experimente zur Herstellung von Edel- und Spezialstählen einsetzten. 

Mit der chemischen Industrie erschien nach 1920 ein neuer Rivale der Zechen 
im Ruhrgebiet, den man zunächst abzuwehren versuchte. Diese war nach den 
großen Erfolgen bei der Produktion von Explosivmitteln im Ersten Weltkrieg 
und bei der künstlichen Herstellung von Düngemitteln durch das Haber-Bosch­
Verfahren angesichts des immer noch anhaltenden internationalen Widerstands 
gegen deutschen Handelsverkehr auf die Bereitstellung kostengünstigen Stick­
stof~s angewiesen und wollte diesen aus Vergasungsvorgängen von Steinkohlen 
gewmnen. 

Im Jahre 1926 kam es von Seiten der Zechen zur Gründung des ersten Stick­
stoffwerkes, der Gewerkschaft Victor; 1927 folgten mit der Ruhrchemie AG, 
1928 mit der Hibernia-Chemie und 1930 mit Scholven und Ewald-Kohle wei­
tere Stickstoffwerke, aber allesamt aus Zechenhand, während die mitbeteiligte 
IG Farben erst 1938 mit den Chemischen Werken Hüls AG diese Richtung der 
Politik der Ressourcennutzung fortsetzte. Sie zog ebenso wie die 1938 in Lünen 
für den Flugzeugbau neu gegründete Aluminiumerzeugung, die ihren Strom aus 
dem Gersteinwerk bei Werne bezog, ihre Gewinne aus der Autarkiepolitik der 
NS-Regierung und erwies sich im Nachhinein als wenig wettbewerbsfähig. Das 
gilt auch für die zahlreichen Anlagen zur Herstellung von Kohlebenzin nach 
Bergius/IG Farben bzw. FischeriTropsch. 

Ein erster Einbruch in diesen von Selbstüberzeugung und teilweise Selbst­
überheblichkeit gestalteten Wirtschaftsraum Ruhrgebiet wurde durch die alliier­
ten Siegerauflagen nach 1945 bewirkt: Demontage, Entflechtung z. B. der Verei­
nigten Stahlwerke, Trennung von Kohle und Stahl, Kartellverbot für RWKS 
und viele andere und Mitbestimmung als zukünftige Rüstungsbremse, alles Auf­
lagen, die das Ruhrgebiet besonders hart trafen, aber von fast derselben Mana­
gerschicht wie vor 1945 bewältigt wurden. 

Dass der Strukturwandel nicht sogleich einsetzte, ist sicherlich den Rekon­
struktionsbemühungen nach 1945 geschuldet: Im zerstörten Deutschland muss­
ten 1945 Kohlenförderung und Eisenbahnverkehr als zentrale Lebensnerven 
von den Alliierten in Gang gebracht werden, wenn diese nicht selbst als Versor­
ger der Not leidenden Deutschen herangezogen werden wollten. Ab Ende 1947 
betrieben die Deutschen in der Deutschen Steinkohlenbergbauleitung unter 
Treuhandaufsicht den Bergbau selbst. Vor allem die Amerikaner drängten die 
neuerlichen Sozialisierungspläne der Briten und Franzosen für den Bergbau und 
die Schwerindustrie beiseite, und sie verlangten zudem nachdrücklich eine Be­
teiligung auch der deutschen Wirtschaft an der Auseinandersetzung mit dem 
kommunistischen Gegner im Koreakrieg. Im Herbst 1951 erhielt daher die 
Schwerindustrie einschließlich der Energiewirtschaft eine massive Stützung. 
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So ist auch nach 1950 mit der "Forschungsgemeinschaft für Hochspannungs­
anlagen" eine weit in die Zukunft weisende 380-kV-Leitung projektiert worden. 
Die wissenschaftlichen Grundlagen für die Durchsetzung dieses 380-kV-Ver­
bundnetzes waren schon vor 1945 gelegt worden. Organisiert waren die (heute 
neun) Mitglieder, darunter aus Nordrhein-Westfalen das RWE, die VEW und 
die Preußenelektra, in der "Deutschen Verbund gesellschaft" . Die Elektroversor­
gungsunternehmen erhielten von den Kosten in Höhe von 21 Mrd. DM bis 1978 
gut 35 % durch staatliche Subventionen erstattet. Die Fortschreibung dieses 
Wachstums zeigte sich in den Energieprognosen vor und nach der Verteuerung 
des Erdöls von 1973: Die Schätzung von 610 Mil!. t zusätzlicher SKE3 bis 1985 
musste massiv zurückgenommen werden auf 380 Mil!. t 1983. Auch ohne die 
nicht zugelassenen oder wieder abgeschalteten Kernkraftwerke lag die Reserve­
haltung 1980 bei 45 % der gesamten installierten Leistung gegenüber knapp 
10 % 1950! Die hohen Kapitalsummen für diese Kraftwerkskapazitäten, die u. a. 
durch Tarife eingesammelt werden mussten, waren vor allem für Kernkraft­
werke gedacht, deren Betriebskosten als äußerst gering prognostiziert wurden 
und für die auch erhebliche öffentliche Mittel als "Forschungszuschüsse" ver­
geben wurden. 

Die Rekonstruktion in den Bahnen der selbstverwalteten alten Strukturen war 
"gefährlich" erfolgreich: 1957 wies der Bergbau mit 450 000 Beschäftigten einen 
absoluten Rekord auf. Als die Kohle gegen das hereinströmende Erdöl 1957 
einen Schutzzoll verlangte, lehnte Ludwig Erhard, stärker der Konsumgüter­
industrie zugetan als frühere Wirtschaftsminister, eine solche Protektion ab - die 
Kohlenkrise war da. Sie traf den Bergbau und damit das Ruhrgebiet schwer, 
denn sie war von den Zechenunternehmern nicht vorhergesehen worden, war 
zutiefst neuartig und wurde auch von vielen Arbeitern ni(;ht verstanden. Der 
Weltmarkt und die technischen Alternativen, die er bot, 01 und Kunststoffe, 
setzen dem deutschen Bergbau seitdem zu. Dass es Überfluss an Steinkohlen in 
einer dynamisch wachsenden Volkswirtschaft geben könne, hatte bis dahin nie­
mand für möglich gehalten. 

Für den von Arbeitnehmern mitbestimmten Bergbau - ganz anders als für die 
ebenfalls rasant schrumpfende Textilindustrie - hat die Große Koalition 
(1967/69) in Bonn 1968 den Streitfall zu Lasten des Steuerzahlers und der 
zukünftigen Generation beigelegt: Die Ruhrkohle AG fasste 1968/69 die Zechen 
zusammen; sie sollte ein kontrolliertes Abschmelzen ermöglichen; der Staat, 
d. h. der Steuerzahler, übernahm die Bergschädenregulierung, die Unternehmen 
behielten ihren umfangreichen Immobilienbesitz und die Arbeiter die Zusage 
zur Fortwirkung ihrer Privilegien - das aufwendigste Subventionsprogramm der 
deutschen Geschichte, das zugleich den Blick dafür verstellte, dass ausgeblie­
bene Strukturwandlungen für die jeweils folgende Generation außerordentlich 
kostspielige Versäumnisse sind, weil diese Beträge zumeist nicht der technisch­
industriellen Neuausrichtung, sondern dem Konsum oder der Aufrechterhal­
tung älterer Strukturen dienten. 

In den Jahren danach sind nicht nur direkte Subventionen an den Bergbau ge­
flossen zur Stillegung von 115 Großanlagen mit 108 Mil!. t Jahresförderung und 
zur Erneuerung, sondern auch indirekte Subventionen von zusammen bis zu 
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15 Mrd. DM jährlich. Als den Zechen die Kosten für die Primärenergie, die 
Kohlen, wegliefen und der eigene Absatz stagnierte, ging die Kohle in subven­
tionierte Bereiche: Der Anteil der verstromten Steinkohle stieg von 32 % der 
Förderung 1977 auf 55 % 1990. Profitable Grundlage des R WE wurde nach 
1945 aber vor allem die linksrheinisch geförderte Braunkohle. Auffällig ist, dass 
die privaten Stromerzeuger fast ganz verschwanden. Sie wurden angesichts der 
seit den 80er Jahren vorgeschriebenen Rauchgasentschwefelung sowie wegen 
der durch die Atomkraftwerke aufkommenden erheblichen Überkapazitäten 
stillgelegt. Schließlich erhielten die Hüttenwerke Hilfen für die Verwendung 
von Ruhrkohle für den erforderlichen Hüttenkoks. 

Wenn nach 42 Jahren andauernder Krise immer noch jährlich statt 10 nun 7 
Mrd. DM zur Stützung der Steinkohle aufgebracht werden, dann fehlt in der öf­
fentlichen Wahrnehmung dabei mindestens ein weiterer Betrag von ca. 15 Mrd. 
jährlicher Hilfen für die Privilegierungen der Kranken- und Rentenkassen der 
"Bergleute", der Knappschaft; soziale Widerstände gegen technischen und wirt­
schaftlichen Wandel belasten zukünftige Generationen viel tiefer gehend als auf 
den ersten Blick sichtbar. 

Der dritte Strukturwandel seit 1960 

Der Staat griff bei diesem Wandel nach 1960, dem dritten Strukturwandel, auf 
folgende Weise ein: Wie nach 1920 favorisierte er Bildung und nun auch Wissen­
schaft. Ab 1961 baute er aus unterschiedlichen Motiven Universitäten in 
Bochum, Dortmund, Essen und Duisburg; eine ganz Reihe von Fachhochschu­
len folgte. Spitzentechnologien, die seit 1955 an Max-Planck-Instituten oder 
dann in Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft entwickelt wurden, findet 
man hier freilich seltener. Das Ruhrgebiet mauserte sich zwar von einem Zen­
trum der Halbfertigwarenherstellung zu einer Werkbank, aber angesichts der 
schieren Größe des Reviers fehlen hochrangige Forschungsstätten, die in Aa­
ehen, Köln oder Düsseldorf durchaus vorhanden sind. 

Kommunen wie Bochum, die einen frühen Einbruch in ihre alte Struktur er­
lebten, haben auch sehr früh reagiert; hier siedelte sich 1959/61 das Opelwerk 
an, das Land kam 1961 außerdem mit dem Entschluss hinzu, dort eine U niver­
sität zu errichten, und nur einige Jahre später siedelte sich dort ein großes Ein­
kaufszentrum an, das mit dem Auto angesteuert werden konnte - damit sind 
die drei Branchen genannt, die bis in die 90er Jahre den Strukturwandel be­
stimmten. 

Die unter Sozialisierungsdrohung arbeitende, überdimensionierte Stahlindus­
trie hatte in Einzelfällen schon seit 1947 begonnen, alliierte Wünsche zu erfüllen 
und die Arbeitsdirektoren von der Arbeitnehmerseite zu nehmen sowie den 
Aufsichtsrat paritätisch durch Kapital und Arbeit zu besetzen. Erst das Ende der 
Demontagen, der Beginn des Koreakrieges und die Einbindung der Schwer­
industrie in Montanunion und Montanmitbestimmung ab 1951 entließen sie aus 
der Treuhänderschaft und machten nach Ent- und Rückverflechtung ihren ra­
santen Aufstieg in die goldenen 50er Jahre möglich. Im Jahre 1970 beschäftigte 
sie in Deutschland 374 000 Arbeiter. 

Nur wenige Jahre nach der Gründung der Ruhrkohle AG 1968/69 geriet auch 
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die Eisen- und Stahlindustrie in Schwierigkeiten, deren konjunkturelle Ursachen 
bis heute anhalten. Mit jedem Konjunkturtal entledigten sich die Unternehmen 
defizitärer Produktionsstandorte, schon 1966 angefangen mit Bochum und zu­
letzt Rheinhausen, Hattingen und Dortmund. Oft ersetzten leistungsfähige 
Oxygen- oder Elektrostahlwerke für Spezialstähle mit wesentlich geringerem 
Personalbedarf die älteren Schmelzen und wenige große die vielen älteren klei­
nen Hochöfen. Mit der Schließung eines Standortes war meist der Verlust von 
Tausenden von Arbeitsplätzen verbunden, zu denen in der Regel noch einmal 
gleich viele in der Peripherie hinzukamen. Zwar haben Kommunen und das 
Land in größerem Maße aufgelassene Betriebsflächen aufgekauft, die Altlasten 
entsorgt und die Flächen für neu eingerichtete und mehr noch für umgesiedelte 
Betriebe zur Verfügung gestellt, doch blieb die großbetriebliche Struktur ein 
maßgebliches Orientierungskriterium für die meisten Beschäftigten des Ruhrge­
biets. 

Prekäre Situationen wie 1974 oder 1987 traten auf, wenn Stahl und Kohle 
gleichzeitig Stellenabbau betrieben und die Arbeitslosenziffern anschwollen, die 
seitdem mit etwa 15 % und mehr immer noch doppelt so hoch sind wie im Bun­
desdurchschnitt. Hier halfen zwar umfangreiche Bundes-Regelungen zum Vor­
ruhestand, doch waren diese Mittel zunächst nicht an den Aufbau neuer Ar­
beitsplätze und damit an einen aktiven Strukturwandel gebunden; diese finanzi­
ellen Großzügigkeiten endeten mit der deutschen Vereinigung 1990. Die Er­
neuerungsfähigkeit einer Region zeigt sich eben nicht nur an einer niedrigen Ar­
beitslosenquote, sondern stärker noch an der Zahl der neugeschaffenen Dauer­
arbeitsplätze, und diese Zahl fällt immer noch deprimierend niedrig aus. 

Es gibt auch noch ein anderes Kriterium für die nur relative Modernisierung 
dieser Jahre zwischen 1960 und 1980: Der Anteil der sog. Arbeiter sank bald ab, 
doch es war nicht der Anteil der Selbstständigen, der rasant stieg, sondern der 
der Angestellten; Klaus Tenfelde hat das die "Verangestelltung" genannt, beson­
ders im öffentlichen Dienst des Landes und der Gemeinden und in diesen 
gleichgestellten Verwaltungs- und Dienstleistungseinrichtungen wie Energiever­
sorgern, Sparkassen usw. 

Die Notwendigkeit, sich vom Denken in großbetrieblichen Strukturen zu lö­
sen, umfassende persönliche Verantwortung für komplexe Aufgabenfelder zu 
übernehmen, eher typisch für Mittelbetriebe, und dabei gegebenenfalls Teamar­
beit zu praktizieren - diese Notwendigkeit ist freilich in voller Breite erst mit 
dem Durchbruch der elektronisch verwalteten Gesellschaft im vergangenen 
Jahrzehnt erkennbar geworden; man könnte auch sagen, dass erst dies die Um­
setzung des 1960 begonnenen Wandels bedeutet. Doch ist davon der öffentliche 
Dienst wie auch Teile des Dienstleistungsgewerbes, wie die Banken, noch weit 
weniger erfasst als die private, im Wettbewerb stehende Industrie. Auch stehen 
die erfreulich starke Entwicklung im Recycling ebenso wie die W ohnungswirt­
schaft oder die Energie-"Erzeugung" selten im Wettbewerb, sondern ruhen eher 
auf regionalen oder "sozialen" Monopolen. 

Das Ruhrgebiet hat durch diese neuen technischen Entwicklungen seinen 
Standortvorteil endgültig eingebüßt. Um aber zu einer forschungsintensiven 
neuen Produktion zu kommen, in der man noch großen Einfluss auf Erlöse hat 
und ihnen nicht hinterherlaufen muss, werden hochkarätige Forschungszentren 
benötigt, die es bislang nicht hier, wohl aber in Köln oder München gibt. 
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In der Industriepolitik hat das Land nach 1968 mit einer großen Zahl von Pro­
grammen versucht, dem Verlust von Arbeitsplätzen entgegenzuwirken und neue 
Technologien anzusiedeln. Nach Gründung der Ruhrkohle AG folgte eine 
ganze Serie. Das "Entwicklungsprogramm Ruhr" von Land und Bund ging 
1968-1973 noch von der Ausnahmesituation der Region aus; das dann folgende 
"Programm Nordrhein-Westfalen 1975" förderte die Kernenergie und sah keine 
über die Kohlesubventionen hinausgehende Unterstützung für das Ruhrgebiet 
mehr vor. Mit der viel tiefer gehenden Krise 1974 legte die Regierung dann 
"Technologieprogramme" für die stagnierenden Technologien auf. Erst bei 
einem weiteren und auch wiederholten "Technologieprogramm Wirtschaft", das 
1978-84 in Verbindung mit den Industrie- und Handelskammern entwickelt 
wurde, zeigten sich Wirkungen. Das "Aktionsprogramm Ruhr" 1980-1984 ver­
band die Erneuerung bestehender mit der Entwicklung neuer Technologien und 
wurde 1987/88 durch verschiedene Zukunftsinitiativen abgelöst, die sich mit der 
Zukunftsinitiative Montan-Region (ZIM) zunächst auf die Bergbauregionen 
konzentrierten, sich dann mit der Zukunftsinitiative für die Regionen Nord­
rhein-Westfalen (ZIN) auch auf das ganze Bundesland ausdehnten, zudem mit 
Hilfen aus der EG verbunden waren und sich des Instruments der öffentlich 
finanzierten oder selbsttragenden Technologiezentren bedienten. Letztere Pro­
gramme sind auch durch den Unternehmens-"Initiativkreis Ruhrgebiet" im 
Bereich der Selbstdarstellung und Kultur öffentlich gestützt worden. Die wich­
tigste Initiative des Landes, das Bewusstsein für eine Erneuerung mit Augenmaß 
gefördert zu haben, ist sicherlich in der Internationalen Bauausstellung 
Emscherpark (1989-1999) deutlich geworden. Sie hat die Wandlungsfähigkeit 
des nördlichen Reviers, das Defizite in der urbanen Struktur ausweist, stärker 
bewusst gemacht bzw. versucht, diese zu überwinden. Wenn sich daraus ein 
weitgehender Mentalitätswandel herausbilden sollte, können wir uns freuen, si­
cher ist das noch nicht. 

Die neuen Industriezweige traten mit ihrer Fertigungsweise nicht in die Fuß­
stapfen der alten Großbetriebe, es sei denn in der Konsumgüterproduktion, die 
freilich kaum im Ruhrgebiet stattfindet, und wenn, dann als Werkbank, 
während die Labors für Forschung und Entwicklung an anderen Orten stehen. 
Das Ruhrgebiet ist von daher - wie die östlichen Bundesländer - übervölkert 
und verliert ständig Einwohner, im letzten Jahrzehnt leider auch sehr viele junge 
Ehepaare mit Kindern aus den Innenstädten. Zuwanderer mit geringeren Quali­
fikationen, die sich alter Strukturen wegen hier einfanden und -finden, beförder­
ten nicht gerade den Schritt zur anspruchsvollen High-Tech-Industrie. 

Sieht man auf das Kosten-Nutzen-Verhältnis der Förderprogramme aus 
Steuermitteln seit 1958, wird irgendwann die Frage nach der Verhältnismäßig­
keit gestellt werden, und sei es von Historikern. Die Antwort kann zurzeit nicht 
zufrieden stellend ausfallen. Im Ruhrgebiet müssen irgendwann einmal die Ka­
pitalien, die hier von privater und öffentlicher Hand investiert wurden, auch 
verdient werden. Dass es schwerindustrielle Gebiete gibt, die den Umstieg noch 
unzureichender schaffen, darf kein Ruhekissen für uns sein. 
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